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Prozesskosten nun doch nicht abzugsfähig 
EINKOMMENSTEUER Über das Hin und Her bei Prozesskosten 

 
Mit Urteil vom 12.05.2011 hatte 
der Bundesfinanzhof entschie-
den, dass die Kosten eines Zivil-
prozesses unabhängig vom Pro-
zessgegenstand als außerge-
wöhnliche Belastung bei der 
Einkommensteuererklärung 
abzugsfähig sind.  Einzige Vo-
raussetzung sei lediglich, dass 
das Gerichtsverfahren eine hin-
reichende Aussicht auf Erfolg 
bietet und nicht mutwillig er-
scheint. Diese Änderung der bis 
dahin restriktiven Rechtspre-
chung nahmen die Steuerbürger 
zunächst freudig zur Kenntnis. 
 
Von Rudolf Schollmaier 
 
Allerdings war die Freude nur von 
kurzer Dauer. Denn die Finanz-
verwaltung verfügte mit Erlass 
vom 20.12.2011 (Az. IV C 4- S 
2284/07/0031 :002), dass das Ur-
teil des Bundesfinanzhofs vom 
12.05.2011 nicht anzuwenden sei.  
Ohne auf die generelle Problema-
tik der sogenannten Nichtanwen-
dungserlasse der Finanzverwaltung 
einzugehen, verbleibt daher die 
Frage nach dem Hintergrund dieser 
Verfügung. Sicherlich ist wieder 
einmal das Gebot des ausgegliche-
nen Haushalts angeblicher Mitver-
ursacher solcher Rechtsbeschnei-
dung. Interessant ist daher die offi-
zielle Begründung für die Versa-
gung der höchstrichterlich verord-
neten Steuervorteile: Für eine ein-
deutige, zuverlässige und rechtssi-
chere Einschätzung der Erfolg-
saussichten eines Zivilprozesses 
bzw. der Motive der Verfahrensbe-
teiligten stünden der Finanzver-
waltung keine Instrumente zur 
Verfügung.  
Das verwundert schon, wenn man 
bedenkt, dass bei anderen Steuer-

begehren die Finanzverwaltung 
nicht so zimperlich mit dem Bür-
ger umgeht. So werden beispiels-
weise bei bestimmten Vermie-
tungskonstellationen vom Eigen-
tümer Einkunftsprognosen über die 
nächsten 30 Jahre verlangt. Da 
drängt sich die Frage auf, ob der 
Steuerbürger, der seine Vermie-
tungseinkünfte 30 Jahre in die 
Zukunft wahrsagen kann, nicht 
auch den Ausgang eines Zivilpro-
zesses prognostizieren kann. Ver-
bleibenden Unsicherheiten könnte 
das Finanzamt mit einem Vorläu-
figkeitsvermerk begegnen. Mit 
derartigen Vorläufigkeitsvermer-
ken wird der Steuerfall in dem 
jeweiligen Punkt für spätere Ände-
rungen aufgrund späterer Erkennt-
nisse offengehalten. Sozusagen als 
„warten- wir – mal– ab- Vermerk“. 
Man schaue sich nur einmal seinen 
letzten Einkommensteuerbescheid 
an und erkenne, welche Vielzahl 
von Offenhaltungstatbeständen 
derzeit regelmäßig genannt wer-

den. Warum das nicht auch für 
Prozesskosten gelten soll, er-
schließt sich durch die Stellung-
nahme des Bundesrates zum Jah-
ressteuergesetz 2012 vom 
06.07.2012. Dem Gesetzgeber ist 
entweder die neue Rechtsprechung 
ein Dorn im Auge oder es soll ein 
Beitrag zum Bürokratieabbau ge-
leistet werden. In einem neuen 
Absatz 3a zu Paragraf 33 des Ein-
kommensteuergesetzes soll es 
künftig heißen: „Prozesskosten 
sind nicht als außergewöhnliche 
Belastungen zu berücksichtigen, 
unabhängig davon, ob der Steuer-
pflichtige Kläger oder Beklagter 
ist.“ Davon soll es nur eine Aus-
nahme geben: Wenn der Steuer-
pflichtige ohne den Rechtsstreit 
Gefahr liefe, seine Existenzgrund-
lage zu verlieren und seine lebens-
notwendigen Bedürfnisse in dem 
üblichen Rahmen nicht mehr be-
friedigen könne. Das soll aus-
drücklich auch für einen Schei-
dungsprozess gelten.  
TIPP: Danach können Arbeitneh-
mer die  Kosten für einen Arbeits-
gerichtsprozess weiterhin als steu-
erliche Werbungskosten abziehen. 
Darüber hinaus sollten alle Pro-
zesskosten unter die steuerliche 
Lupe genommen werden. Oft ist 
ein Zusammenhang mit einer steu-
erlichen Einkunftsquelle vorhan-
den. Dann können die Kosten des 
Rechtsstreits auch abgezogen wer-
den. 
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